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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

Rund 1,8 Mio. Personen mit Behinderungen leben in der Schweiz und rund 13'500
Erwachsene stehen unter umfassender Beistandschaft. Im Jahr 2023 stiessen die
Stimmen von Personen mit Behinderungen in den Medien auf mehr Gehör als auch
schon. Dabei lautete der Tenor, dass in der Schweiz weiterhin hohe Hürden für
Menschen mit Behinderungen bestünden, was im Vorjahr bereits die UNO kritisiert
hatte. So habe nur eine Minderheit der Kantone die Rechte von Menschen mit
Behinderungen in einer umfassenden Gesetzgebung verankert. Weiterhin würde das
Gesetz über die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen aus dem Jahre 2004
nicht komplett umgesetzt, was sich 2023 etwa an der Verstreichung der Frist zur
Schaffung des barrierefreien Zugangs zum öffentlichen Verkehr zeigte. Auch während
der Energiekrise seien Personen mit Mobilitätseinschränkungen zunehmend vergessen
gegangen, bemängelte unter anderem Mitte-Nationalrat Christian Lohr (mitte, TG)
gegenüber dem Blick: Wenn Rolltreppen und Aufzüge im Falle eines Stromengpasses
ausgeschaltet worden wären, hätte keine Alternative für gehbehinderte Personen
bestanden. Auch die umfassende Beistandschaft gehöre abgeschafft, forderten
Grundrechtsexperten und Behindertenorganisationen, da den betroffenen Personen
das Grundrecht auf Selbstbestimmung genommen werde. Dass Menschen mit
Behinderungen oftmals in spezialisierten Institutionen untergebracht werden würden,
trage weiter zu einem Ausschluss aus der Gesellschaft bei. Auch würden Personen, die
in Behindertenwerkstätten tätig sind, nicht angemessen entlöhnt, erwähnte Agile.ch-
Geschäftsleiter Raphaël de Riedmatten gegenüber der NZZ: beispielsweise in einem
medial breit diskutierten Fall betrage der Ansatz fünf Franken bei Vollzeittätigkeit. Auch
Forderung nach mehr politischen Rechten für Personen mit Behinderung sind bereits
lange ein Begehren von Behindertenorganisationen, denn weiterhin erfahren Menschen
mit Behinderungen Einschränkungen bei der Teilnahme am politischen Leben. So
können etwa Sehbehinderungen das Wählen und Abstimmen ohne fremde Hilfe
unmöglich machen, während es für hörbehinderte Personen schwierig ist, einer
Nationalratsdebatte ohne Untertitel oder Gebärdensprache zu folgen. Wiederum
andere geniessen gar keine politischen Rechte.  

Gleich zwei Ereignisse widmeten sich diesen Anliegen 2023 in einem institutionellen
Rahmen: Während eine Trägerschaft angeführt durch Behindertenorganisationen im
April die sogenannte Inklusions-Initiative lancierte, fand bereits im März die erste
Behindertensession im Bundeshaus statt. 44 Abgeordnete mit unterschiedlichen
Behinderungen setzten sich innerhalb dreier Stunden in der von Pro Infirmis
organisierten Session für die Interessen und Forderungen von Menschen mit
Behinderungen ein und zeigten unter anderem Probleme auf, denen sich die Politik in
Zukunft widmen sollte. Insbesondere wurde mehr Inklusion von Menschen mit
Behinderungen im politischen Prozess gefordert. So müsse unter anderem
gewährleistet werden, dass Menschen mit Behinderungen eigenständig abstimmen und
wählen könnten. Beiden Räte hatten sich bereits für Abstimmungsschablonen und
barrierefreie Live-Streams der Parlamentsdebatten ausgesprochen, weiterhin gebe es
jedoch noch viel zu tun, liess Pro Infirmis verlauten. Vor allem wurden auch während
der Behindertensession bestehende Hürden in der herkömmlichen Politik ersichtlich.
So hätten Abgeordnete im Rollstuhl nicht den Haupteingang benutzen können und das
Bundeshaus habe keine Übersetzenden für Gebärdensprache zur Verfügung gestellt,
liess der St. Galler SVP-Politiker Jürg Brunner (SG, svp) und Teilnehmer der
Behindertensession gegenüber dem St. Galler Tagblatt verlauten.

Im Rahmen der Behindertensession 2023 wurden schliesslich drei Petitionen lanciert,
welche eine höhere Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der Politik
anstrebten. Erstens wurde mehr politische Mitsprache durch die Repräsentation von
Menschen mit Behinderungen auf allen politischen Ebenen gefordert (Pet. 23.2021). Zu
diesem Zwecke solle der Bund sicherstellen, dass Personen nach der Beendigung eines
politischen Amtes die gleichen Sozialleistungen wie vor dem Amtsantritt erhalten
würden. Ausserdem solle eine ausserparlamentarische Behindertenkommission ins
Leben gerufen werden und Menschen mit Behinderungen sollten vermehrt als
Expertinnen und Experten bei politischen Entscheiden konsultiert werden. Zweitens
verlangten die Sessionsteilnehmenden ein autonomes und ungehindertes Wahl- und
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Stimmrecht (Pet. 23.2019). Keiner Person solle aufgrund ihrer Behinderung das Wahl-
und Stimmrecht entzogen werden. Weiter solle das Wahl- und Abstimmungsverfahren
autonom und hindernisfrei zugänglich sein. Auch die weitere Teilhabe am politischen
Leben soll hindernisfrei erfolgen können (Pet. 23.2020). So soll unter anderem ein
hindernisfreier Zugang zu politischen Veranstaltungen und Gebäuden des Bundes
gewährleistet werden. Weiter solle der Bund seine Dienstleistungen und Unterlagen für
alle Menschen mit Behinderungen zugänglich machen. Zusätzlich verlangte Pro Infirmis
weitere Behindertensessionen, damit sich Menschen mit Behinderungen auch in
Zukunft auf politischer Ebene direkt für ihre Rechte einsetzen können. Im Sommer
2023 ergab ferner eine erste, grossangelegte und repräsentative Befragung von
Menschen mit Behinderungen, dass auch diese ihre Interessen in der Schweizer Politik
noch zu wenig repräsentiert sahen. 1

1) Bericht BR vom 24.9.21; Grünenfelder et al. (2023). Inklusionsindex 2023; Petitionen Pro Infirmis vom 10.5.23; AZ, 9.5.22;
Blick, 12.7.22; LT, 1.9.22; AZ, 28.9., 15.10.22; TA, 3.12., 5.12.22; Blick, 15.12.22; NZZ, 24.1.23; 24H, TA, 11.3.23; Republik, 16.3.23;
LT, 24.3.23; 24H, 25.3.23; SGT, 27.3.23; Lib, 11.5.23
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